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Liebe Eltern,

die Kultusministerin, Frau Wolff, hat im Mai in einem Elternbrief zur „Unterrichtsgarantie Plus“  ihr Konzept der „Verlässlichen Schule“ erläutert. Wir, die Personalversammlung unserer Schule, wollen diese Info nicht so stehen lassen und ergänzen sie mit unserer Gegenstellungnahme.

Selbstverständlich befürworten wir eine Unterrichtsgarantie und eine verlässliche Schule. Schon immer haben wir uns bemüht, möglichst wenig Unterricht ausfallen zu lassen, meist durch gegenseitige Vertretungen oder, sehr selten, durch die Aufteilung von Klassen.  Die Kultusministerin beabsichtigt für kurzfristige Vertretungen bei Abwesenheit von Lehrkräften, dass sich unsere Schule einen so genannten Pool organisiert, der aus externen Vertretungskräften auf Honorarbasis bestehen soll. Diese Vertretungskräfte sollen vor allem schnell und spontan  abrufbar sein. Eine Lehrerausbildung ist ausdrücklich nicht nötig! Wir halten diese Art der Vertretung an unserer Schule für nicht akzeptabel!

Lehrerinnen und Lehrer müssen ein mehrjähriges Studium der Förderpädagogik sowie ein zweijähriges Referendariat absolvieren. Diese hohe qualitative Vorraussetzung ist an unserer Schulform umso notweniger, da wir es mit einer äußerst vielfältigen Schülerschaft mit sehr unterschiedlich ausgeprägten Behinderungen zu tun haben. Neben einer geistigen Behinderung weisen sie z.B. körperliche Beeinträchtigungen und Verhaltensauffälligkeiten, Sinnes- und Sprachbehinderungen, Epilepsie, Autismus, Down-Syndrom und andere auf. Unser Personal braucht daher ein hohes Maß an förderpädagogischen Kenntnissen. 

Außerdem benötigen viele unserer Schüler/innen eine feste Struktur im Tagesablauf damit Unterricht stattfinden kann. Schon ein kleiner Wechsel von außen stört den normalen Unterrichtsablauf. Bei autistischen Schüler/innen z.B. können solche Wechsel selbst- oder fremdverletzendes Verhalten auslösen.

Personen, die nur gelegentlich bei uns im Hause sind, kann nicht die Verantwortung für eine Lerngruppe übertragen werden. Dafür sind die Lernvoraussetzungen einschließlich der medizinischen Bedingungen und der Verhaltensauffälligkeiten zu verschieden. Wir sehen keine Möglichkeit, aus den Regelungen der „Unterrichtgarantie Plus“ Nutzen für die pädagogische Arbeit zu ziehen. Wir halten eine vermehrte Einstellung voll ausgebildeter Förderschullehrkräfte auf festen Planstellen für notwendig, um auf längere Sicht eine „Verlässliche Schule“ zu garantieren. Das Kultusministerium selbst geht im Durchschnitt von einem mindestens 7%tigen Unterrichtsausfall an den hessischen Schulen aus. Dieser kann nur eingeschränkt von den Schulen aus eigener Kraft ausgeglichen werden. Die vom Kultusministerium so genannte „Unterrichtsgarantie Plus“  läuft unserer Ansicht nach auf eine  „Unterrichtsqualität Minus“ hinaus!
Seit Jahren schon werden an Schulen für längerfristige Vertretungen Kolleg/innen mit halbjährlich befristeten BAT (Ketten-) Verträgen beschäftigt. Diese Praxis ist das krasse Gegenteil von Verlässlichkeit und Garantie! Das Land Hessen lässt diese Kolleg/innen permanent im  Ungewissen, ob ihr Vertrag verlängert wird. Vor den Sommerferien müssen sich die Betroffenen immer arbeitslos melden, jedes Mal mit der unsicheren Perspektive, ob und wie lange sie zum Schuljahresbeginn wieder eingestellt werden. Anstatt mehr feste Einstellungen an den hessischen Schulen vorzunehmen, werden voll ausgebildete Lehrkräfte in unsozialen Kettenverträgen gehalten.

„Bildung ist der Schlüssel für eine aussichtsreiche Zukunft“, schreibt Frau Wolff. Wir teilen diese Meinung – jedoch muss dann auch gut ausgebildetes und ausreichend Personal eingestellt werden: unter dauerhaften und sozial verträglichen Bedingungen!
Im Auftrag der Personalversammlung der Schule für Praktisch Bildbare in Heusenstamm:
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